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2012 2011
€ €

1. Umsatzerlöse 5.912.129,33 5.438.215,92

2. Sozialbeiträge 2.335.213,50 1.923.492,50

3. Allgemeiner Zuschuss 2.119.578,00 2.040.567,00

4. Sonstige betriebliche Erträge 230.633,90 1.035.481,86

10.597.554,73 10.437.757,28

5. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs und -1.903.600,45 -1.694.582,71

Betriebsstoffe und für bezogene Waren

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen -1.462.468,39 -1.354.651,71

-3.366.068,84 -3.049.234,42

6. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter -3.658.471,05 -3.365.553,63

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen -935.344,74 -911.678,77

-4.593.815,79 -4.277.232,40

7. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände

des Anlagevermögens und Sachanlagen -1.159.693,71 -1.124.680,70

8. Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 593.039,00 593.557,68

-566.654,71 -531.123,02

9. Zuführung zu Sonderposten 0,00 -740.328,57

10. Sonstige betriebliche Aufwendungen -1.170.899,44 -1.233.263,55

11. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 19.156,15 44.134,39

13. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -393.412,68 -391.648,51

14. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 525.859,42 259.061,20

14. Sonstige Steuern -57.266,56 -52.740,95

15. Jahresergebnis 468.592,86 206.320,25

16. Entnahme aus Rücklagen 388.172,04 437.619,15

17. Einstellungen in Rücklagen -856.764,90 -643.939,40

18. Bilanzergebnis im Sinne des 

Studentenwerksgesetzes NW 0,00 0,00

Gewinn - und Verlustrechnung des
Hochschul-Sozialwerks Wuppertal,  Anstalt des öffentlichen Rechts, Wuppertal

für den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2012



 
 

            Datum: 
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Studentenwerk 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
Max-Horkheimer-Straße 15 (Studentenhaus) 
42119 Wuppertal 

 
Der Geschäftsführer 
 
03. September 2004 

 
 

Bekanntmachung der Neufassung des Gesetz über die  
Studentenwerke im Lande Nordrhein-Westfalen  

(Studentenwerksgesetz - StWG) 
Zuletzt geändert durch Art. 1 ÄndVO vom 18. 8. 2010 (GV. NRW. S. 513) 
 
Aufgrund des Artikels 3 des Gesetzes zur Änderung des Studentenwerksgesetzes 
vom 6. Juli 2004 (GV. NRW. S. 381, ber. S. 399) wird nachstehend der Wortlaut des 
Gesetzes über die Studentenwerke im Lande Nordrhein-Westfalen (Studenten-
werksgesetz - StWG) in der vom 21. Juli 2004 an geltenden Fassung bekannt ge-
macht, wie er sich aus  
 
- der Bekanntmachung der Neufassung vom 4. Januar 1994 (GV. NRW. S. 36) 
- der Verordnung  über die Zuständigkeit der Studentenwerke – Anstalten des 

Öffentlichen Rechts – im Lande Nordrhein-Westfalen vom 25. August 1995 
(GV. NRW. S. 982) 

- der Zweiten Verordnung zur Änderung der Zuständigkeit des Studentenwerks-
gesetzes gemäß § 1 Abs. 3 vom 2. August 2000 (GV. NRW. S. 608) 

- Artikel II der Verordnung zur Zusammenlegung des Studentenwerks Duisburg 
mit dem Studentenwerk Essen sowie zur Änderung der Zuständigkeit der Stu-
dentenwerke vom 7. Dezember 2001 (GV. NRW. S. 856) und 

- Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Studentenwerksgesetzes vom 6. Juli 
2004 (GV. NRW. S. 381, ber. S. 399) ergibt. 

  
Düsseldorf, den 3. September 2004 
  

Die Ministerin  
für Wissenschaft und Forschung  
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Hannelore K r a f t 
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§ 1 
Einrichtung von Anstalten des öffentlichen Rechts 

 
(1) Die Studentenwerke mit Sitz in Aachen, Bielefeld, Bochum, Bonn, Dortmund, 

Düsseldorf, Essen, Köln, Münster, Paderborn, Siegen und Wuppertal sind 
rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts mit dem Recht auf Selbstver-
waltung. 

(2) Die Studentenwerke geben sich eine Satzung. Diese bedarf der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. 

(3) Zuständig ist 
1. das Studentenwerk Aachen für die Technische Hochschule Aachen, die 
Fachhochschule Aachen und die Hochschule für Musik Köln, Standort Aa-
chen, 
2. das Studentenwerk Bielefeld für die Universität Bielefeld, die Fachhoch-
schule Bielefeld, die Fachhochschule Lippe und Höxter in Lemgo und die 
Hochschule für Musik Detmold, 
3. das Studentenwerk Bochum für die Universität Bochum, die Fachhochschu-
le Bochum, die Fachhochschule Gelsenkirchen und die Folkwang-Hochschule 
im Ruhrgebiet, Standort Bochum, und ie Fachhochschule für Gesundheitsbe-
rufe in Bochum, 
4. das Studentenwerk Bonn für die Universität Bonn und die Fachhochschule 
Bonn-Rhein-Sieg, 
5. das Studentenwerk Dortmund für die Universität Dortmund, die Fachhoch-
schule Dortmund, die Folkwang-Hochschule im Ruhrgebiet, Standort Dort-
mund, die Fernuniversität in Hagen und die Fachhochschule Südwestfalen in 
Iserlohn, 
6. das Studentenwerk Düsseldorf für die Universität Düsseldorf, die Fach-
hochschule Düsseldorf, die Kunstakademie Düsseldorf, die Robert-
Schumann-Hochschule Düsseldorf und die Fachhochschule Niederrhein in 
Krefeld und Mönchengladbach sowie die Fachhochschule Rhein-Waal in Kle-
ve und Kamp-Lintfort, 
7. das Studentenwerk Essen-Duisburg für die Universität Duisburg-Essen, die 
Folkwang-Hochschule im Ruhrgebiet, Standorte Essen und Duisburg sowie 
die Fachhochschule Westliches Ruhrgebiet in Mülheim und Bottrop, 
8. das Studentenwerk Köln für die Universität Köln, die Deutsche Sporthoch-
schule Köln, die Fachhochschule Köln, die Hochschule für Musik Köln, Stand-
ort Köln, und die Kunsthochschule für Medien Köln, 
9. das Studentenwerk Münster für die Universität Münster, die Fachhochschu-
le Münster und die Kunstakademie Münster, 
10. das Studentenwerk Paderborn für die Universität Paderborn sowie die 
Fachhochschule Hamm-Lippstadt in Hamm und Lippstadt,  
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11. das Studentenwerk Siegen für die Universität Siegen, 
12. das Studentenwerk Wuppertal für die Universität Wuppertal und die Hoch-
schule für Musik Köln, Standort Wuppertal. 

(4) Das Ministerium für Wissenschaft und Forschung kann im Einvernehmen mit 
dem Finanzministerium und im Benehmen mit den jeweiligen Hochschulen 
nach Absatz 3 bei Änderungen in der Hochschulorganisation oder, wenn es im 
Interesse einer besseren Durchführung der Aufgaben der Studentenwerke er-
forderlich ist, durch Rechtsverordnung weitere Studentenwerke errichten, Stu-
dentenwerke zusammenlegen und die Zuständigkeit der Studentenwerke nach 
Absatz 3 ändern sowie bestimmte Aufgaben mehrerer Studentenwerke einem 
Studentenwerk zur Durchführung übertragen. 

  
 

§ 2 
Aufgaben 

(1) Die Studentenwerke erbringen für die Studierenden Dienstleistungen auf so-
zialem und wirtschaftlichem Gebiet insbesondere durch: 
1. die Errichtung, Bereitstellung und Unterhaltung von wirtschaftlichen und so-
zialen Einrichtungen, 
2. die Versicherung der Studierenden gegen Krankheit und Unfall, soweit nicht 
gesetzlich etwas anderes geregelt ist, 
3. Maßnahmen zur Gesundheitsvorsorge für die Studierenden, 
4. Förderung kultureller Interessen der Studierenden durch Bereitstellung ihrer 
Räume sowie nach Maßgabe ihrer Satzung, 
5. Maßnahmen der Studienförderung, insbesondere bei Heranziehung für die 
Durchführung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes. 
Die Studentenwerke berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse behinderter 
Studierender sowie der Studierenden mit Kindern. Sie bemühen sich um eine 
sachgerechte Betreuung dieser Kinder. 

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, den Studentenwerken im Wege der 
Rechtsverordnung weitere Dienstleistungsaufgaben für die Studierenden auf 
sozialem und wirtschaftlichem Gebiet zu übertragen. Sie können Ämter für 
Ausbildungsförderung nach Maßgabe des Ausführungsgesetzes zum Bundes-
ausbildungsförderungsgesetz - AG BAföG - NW - sein. Die Studentenwerke 
können weitere Aufgaben auf sozialem und wirtschaftlichem Gebiet überneh-
men, sofern weder die Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 1 noch Belange 
der Hochschule in Forschung und Lehre beeinträchtigt werden. 

(3) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben können sich die Studentenwerke Dritter bedie-
nen, sich an Unternehmen beteiligen und Unternehmen gründen. Dabei stellt 
das Studentenwerk das Prüfungsrecht des Landesrechnungshofs nach § 111 
der Landeshaushaltsordnung (LHO) sicher. 
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(4) Die Studentenwerke gestatten den Studierenden der Fernuniversität in Hagen 

die Benutzung ihrer Einrichtungen. 
(5) Die Studentenwerke sollen ihren Bediensteten und den Bediensteten der 

Hochschulen die Benutzung ihrer Einrichtungen gegen Entgelt gestatten, so-
weit die Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 1 nicht beeinträchtigt wird. Ande-
ren Personen kann die Benutzung gestattet werden. Das Nähere regelt die 
Satzung. Soweit die Bediensteten der Hochschulen die Mensen der Studen-
tenwerke zur Einnahme der Mittagsmahlzeit benutzen, ist die Benutzung von 
den Studentenwerken und den genannten Hochschulen, die ihre Personalver-
tretungen in entsprechender Anwendung von § 72 Abs. 2 Nr. 4 LPVG zu betei-
ligen haben, vertraglich zu regeln. 

  
 

§ 3 
Organe des Studentenwerks 

 
Organe des Studentenwerks sind: 

1. der Verwaltungsrat, 
2. die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer. 

  
 

§ 4 
Zusammensetzung des Verwaltungsrates 

(1) Dem Verwaltungsrat gehören an: 
1. drei Studierende von Hochschulen im Zuständigkeitsbereich des 

Studentenwerks, 
2. ein anderes Mitglied einer Hochschule im Zuständigkeitsbereich des 

Studentenwerks, 
3. eine Bedienstete oder ein Bediensteter des Studentenwerks, 
4. eine Person mit einschlägigen Fachkenntnissen oder Berufserfahrung auf 

wirtschaftlichem, rechtlichem oder sozialem Gebiet, 
5. ein Mitglied des Rektorats oder des Präsidiums einer Hochschule im Zu-

ständigkeitsbereich des Studentenwerks. 
(2) Die Satzung des Studentenwerks kann vorsehen, dass Mitglieder des Verwal-

tungsrates für ihre Tätigkeit im Verwaltungsrat eine angemessene Vergütung 
erhalten. 

(3) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer nimmt an den Sitzungen des 
Verwaltungsrates mit beratender Stimme teil. 
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§ 5 
Bildung des Verwaltungsrates 

(1) Die studentischen Mitglieder des Verwaltungsrates werden durch das jeweilige 
Studentenparlament der Hochschulen im Zuständigkeitsbereich des Studen-
tenwerks gewählt. Ist ein Studentenparlament nicht vorhanden, so treten die 
studentischen Mitglieder des Senats an seine Stelle. Das Hochschulmitglied 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 wird von den nichtstudentischen Mitgliedern des jeweili-
gen Hochschulsenats gewählt. Für die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsra-
tes ist in der Satzung eine angemessene Verteilung aller Hochschulmitglieder 
auf die Hochschulen und auf die Mitgliedergruppen zu regeln. Gehören zum 
Zuständigkeitsbereich eines Studentenwerks mehrere Hochschulen, wird das 
Mitglied nach § 4 Abs. 1 Nr. 5 von den Leitungen der beteiligten Hochschulen 
bestimmt. Das Mitglied des Verwaltungsrates nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 wird durch 
die Personalversammlung gewählt. 

(2) Das Mitglied des Verwaltungsrates nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 wird durch die übri-
gen Mitglieder des Verwaltungsrates bestellt.  

(3) Die Amtszeit der Mitglieder des Verwaltungsrates beträgt zwei Jahre. Wieder-
wahl ist zulässig. Ist bei Ablauf der Amtszeit noch kein neues Mitglied gewählt, 
so übt das bisherige Mitglied sein Amt weiter aus. Für jedes Mitglied ist ein Er-
satzmitglied zu wählen. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Ersatzmitglieds er-
folgt für den Rest der Amtsperiode eine Nachwahl. Das Nähere wird durch die 
Satzung geregelt. 

(4) Der Verwaltungsrat wählt nach Bestellung des Mitglieds gemäß Absatz 2 aus 
seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden. Diese oder dieser so-
wie ihre oder seine satzungsmäßige Stellvertreterin oder ihr oder sein sat-
zungsmäßiger Stellvertreter dürfen nicht Bedienstete oder Bediensteter des 
Studentenwerks gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 3 sein. Wird ein Mitglied des Verwal-
tungsrats gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 4 Bedienstete oder Bediensteter des 
Studentenwerks, endet die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat. 

 
 

§ 6 
Aufgaben des Verwaltungsrates 

(1) Die Aufgaben des Verwaltungsrates sind: 
1.  Erlass und Änderung der Satzung, 
2. Erlass und Änderung der Beitragsordnung, 
3. Vorschlag an das Ministerium für Wissenschaft und Forschung für die 

Bestellung und Abberufung der Geschäftsführerin oder des Geschäfts-
führers; der Vorschlag für die Abberufung bedarf der Mehrheit der Mit-
glieder des Verwaltungsrates, 



 
 
 
Hochschul 
Sozialwerk 
Wuppertal Blatt   6                                   zum Studentenwerksgesetz NRW vom 03.09.2004 

 
 

4. Regelung des Dienstverhältnisses der Geschäftsführerin oder des Ge-
schäftsführers, 

5. Erlass und Änderung von Richtlinien für die Geschäftsführung des Stu-
dentenwerks und die Überwachung ihrer Einhaltung, 

6. Beschlussfassung über den jährlichen Wirtschaftsplan einschließlich 
der Stellenübersicht, 

7. Zustimmung zu Entscheidungen nach § 2 Abs. 3, 
8. Beschlussfassung gemäß § 9 Abs. 2 Satz 3, 
9. Entgegennahme und Erörterung des Jahresberichts der Geschäftsfüh-

rerin oder des Geschäftsführers und Feststellung des Jahresabschlus-
ses, 

10. Beschlussfassung über die Entlastung der Geschäftsführerin oder des 
Geschäftsführers aufgrund des Prüfungsberichts der Wirtschaftsprüferin 
oder des Wirtschaftsprüfers, 

11. Bestimmung der Wirtschaftsprüferin oder des Wirtschaftsprüfers für die 
Aufgaben gemäß § 10 Abs. 4, 

12. Entscheidung über alle sonstigen Angelegenheiten des Studenten-
werks, soweit es sich nicht um die Leitung und Geschäftsführung des 
Studentenwerks handelt. 

Der Verwaltungsrat hat die Tätigkeit der Geschäftsführerin oder des Ge-
schäftsführers insbesondere im Hinblick auf die Organisation, das Rech-
nungswesen sowie auf die Einhaltung der Grundsätze der Finanzierung und 
Wirtschaftsführung zu überwachen. Er kann sich jederzeit über die Geschäfts-
führung unterrichten und Auskunft der Geschäftsführerin oder des Geschäfts-
führers anfordern. 

(2) Gegenüber der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer wird das Studen-
tenwerk durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Verwaltungsrates 
vertreten, die oder der dabei an die Beschlüsse des Verwaltungsrates gebun-
den ist. 

 
 

§ 7 
Verfahrensgrundsätze 

(1)  Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder 
anwesend ist. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden 
Mitglieder gefasst, soweit dieses Gesetz oder die Satzung keine andere Rege-
lung vorsieht. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des 
Vorsitzenden. 

(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrates sind bei der Ausübung des Stimmrechts 
an Weisungen nicht gebunden. 



 
 
 
Hochschul 
Sozialwerk 
Wuppertal Blatt   7                                   zum Studentenwerksgesetz NRW vom 03.09.2004 

 
 
(3) Die Sitzungen des Verwaltungsrates sind nicht öffentlich, soweit die Satzung 

nichts anderes bestimmt.  
(4) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
  

 
§ 8 

Geschäftsführerin oder Geschäftsführer 
(1)  Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer wird vom Ministerium für 

Wissenschaft und Forschung bestellt und abberufen. Ihre oder seine Einstel-
lung und Entlassung sowie die Regelung ihres oder seines Dienstverhältnis-
ses durch den Verwaltungsrat bedürfen der Einwilligung des Ministeriums für 
Wissenschaft und Forschung. Die Einstellung erfolgt in einem privatrechtlichen 
Dienstverhältnis, das befristet sein kann. Willigt das Ministerium für Wissen-
schaft und Forschung in die Einstellung oder Entlassung ein, so gilt die Bestel-
lung mit Wirkung vom Tage des Beginns und die Abberufung mit Wirkung vom 
Tage der Beendigung des Dienstverhältnisses als ausgesprochen. 

(2) Der Verwaltungsrat schreibt die Stelle der Geschäftsführerin oder des Ge-
schäftsführers öffentlich aus. Vorschläge für die Bestellung sind unter Beifü-
gung der eingegangenen Bewerbungen dem Ministerium für Wissenschaft und 
Forschung vorzulegen; es kann im Benehmen mit dem Studentenwerk eine 
abweichende Entscheidung treffen. 

(3) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer muss über die erforderlichen 
Erfahrungen auf wirtschaftlichem, rechtlichem oder sozialem Gebiet verfügen. 

  
 

§ 9 
Stellung und Aufgaben der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers 

(1) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer leitet das Studentenwerk und 
führt dessen Geschäfte. Sie oder er vertritt das Studentenwerk gerichtlich und 
rechtsgeschäftlich. Sie oder er ist Beauftragte oder Beauftragter für den Haus-
halt. Sie oder er vollzieht den Wirtschaftsplan einschließlich der Stellenüber-
sicht und erstellt den Jahresabschluss. Die Geschäftsführerin oder der Ge-
schäftsführer hat den Verwaltungsrat unverzüglich zu unterrichten, wenn we-
sentliche Abweichungen vom Wirtschaftsplan oder der Stellenübersicht zu er-
warten sind. Sie oder er führt die Beschlüsse des Verwaltungsrates aus. 

(2) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer ist Vorgesetzte oder Vorge-
setzter der Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter des Studentenwerks. Sie 
oder er stellt nach Maßgabe der Stellenübersicht das Personal ein. Zur Ein-
stellung und Entlassung leitender Angestellter ist die Zustimmung des Verwal-
tungsrates erforderlich. Das Nähere wird in der Satzung geregelt. 
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(3) Hält die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer einen Beschluss oder ei-

ne Maßnahme des Verwaltungsrates für rechtswidrig, hat sie oder er den Be-
schluss oder die Maßnahme unverzüglich zu beanstanden. Die Beanstandung 
hat aufschiebende Wirkung. Wird der Beanstandung nicht innerhalb eines Mo-
nats abgeholfen, hat die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer die Ent-
scheidung der Aufsichtsbehörde herbeizuführen. Die aufschiebende Wirkung 
bleibt bestehen. 

(4) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer setzt die Vollziehung von Be-
schlüssen des Verwaltungsrates aus, wenn die hierfür erforderlichen Mittel 
nicht zur Verfügung stehen. Der Verwaltungsrat hat in diesem Fall über die 
Angelegenheit nochmals zu beschließen. Wird eine Einigung nicht erzielt, hat 
die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer die Angelegenheit der Auf-
sichtsbehörde zur Entscheidung vorzulegen. 

  
 

§ 10 
Wirtschaftsführung 

(1) Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen der Studentenwerke be-
stimmen sich nach kaufmännischen Grundsätzen. Wirtschaftsbetriebe und 
Wohnheime sind so zu führen, dass die Einnahmen (§ 11 Abs. 1) die Gesamt-
kosten unter Beachtung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit bei Gewinnver-
zicht decken; es ist eine angemessene Rücklage zu bilden. Die Landeshaus-
haltsordnung findet mit Ausnahme der haushaltsrechtlichen Behandlung der 
Erstattung der Verwaltungskosten aus der Durchführung des Bundesausbil-
dungsförderungsgesetzes keine Anwendung. Das Prüfungsrecht des Landes-
rechnungshofs (§ 111 LHO) bleibt unberührt. 

(2) Die Studentenwerke stellen jährlich vor Beginn des Haushaltsjahres einen 
Wirtschaftsplan einschließlich einer Stellenübersicht auf; sie sind für das Stu-
dentenwerk verbindlich. Der Wirtschaftsplan einschließlich der Stellenüber-
sicht ist der Aufsichtsbehörde vor Beginn des Haushaltsjahres anzuzeigen; 
Änderungen sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Mit Ausnahme der laufenden Geschäfte bedürfen Kreditaufnahmen und son-
stige Maßnahmen, die das Studentenwerk zur Ausgabe in künftigen Wirt-
schaftsjahren verpflichten können, der Zustimmung der Aufsichtsbehörde, 
auch wenn ihre Finanzierung aus zweckgebundenen Zuwendungen Dritter ge-
sichert ist. 

(4) Der Jahresabschluss (Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung), der Ge-
schäftsbericht und die Wirtschaftsführung werden von einer öffentlich bestell-
ten Wirtschaftsprüferin oder einem öffentlich bestellten Wirtschaftsprüfer ge-
prüft. Der Wirtschaftsprüfungsbericht enthält auch Aussagen über die wirt-
schaftlichen Verhältnisse einschließlich besonderer wirtschaftlicher Risiken 
des Studentenwerks. Je eine Ausfertigung des Wirtschaftsprüfungsberichts ist 
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der Aufsichtsbehörde und dem Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen zu-
zuleiten. 

(5) Der Jahresabschluss ist in den Hochschulen im Zuständigkeitsbereich des 
Studentenwerks zu veröffentlichen. 

  
 

§ 11 
Finanzierung 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Rahmen des Wirtschaftsplans stehen den 
Studentenwerken folgende Einnahmen zur Verfügung: 
1. Einnahmen aus Wirtschaftsbetrieben, Wohnheimen und sonstigen 

Dienstleistungen, 
2. staatliche Zuschüsse, 
3. Sozialbeiträge der Studierenden, 
4. Zuwendungen Dritter. 
 

(2) Das Land Nordrhein-Westfalen stellt den Studentenwerken Zuschüsse nach 
Maßgabe des Landeshaushalts zur Verfügung. Die Zuschüsse für den laufen-
den Betrieb werden als Festbeträge gewährt; ihre haushaltsrechtliche Behand-
lung richtet sich ausschließlich nach den Vorschriften dieses Gesetzes. 

(3) Die Verteilung der Zuschüsse für den laufenden Betrieb auf die Studentenwer-
ke regelt das Ministerium für Wissenschaft und Forschung durch Verwaltungs-
vorschrift. 

(4) Als Nachweis der Verwendung gegenüber der Aufsichtsbehörde und dem 
Landesrechnungshof dient der von einer Wirtschaftsprüferin oder einem Wirt-
schaftsprüfer geprüfte Abschluss. Die Aufsichtsbehörde prüft die sachgerechte 
Verwendung im Rahmen ihrer Rechtsaufsicht. 

(5) Sozialbeiträge nach Absatz 1 Nr. 3 werden durch die Studentenwerke auf-
grund einer Beitragsordnung von den Studierenden erhoben. Die Beiträge sind 
bei der Einschreibung oder der Rückmeldung der Studierenden fällig und wer-
den von den Hochschulen für die Studentenwerke kostenlos eingezogen. 
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§ 12 
Dienst- und Arbeitsverhältnis 

der Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter 
Die Dienst- und Arbeitsverhältnisse der Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter der 
Studentenwerke sind nach den für die Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter des 
Landes Nordrhein-Westfalen geltenden Bestimmungen zu regeln; Halbsatz 1 gilt 
vorbehaltlich einer abweichenden besonderen Tarifvertragsregelung für die Studen-
tenwerke, sofern diese mindestens 25% der dort beschäftigten Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer erfasst. § 8 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt. 
 

 
§ 13 

Aufsicht 
(1) Aufsichtsbehörde ist das Ministerium für Wissenschaft und Forschung. Die 

Aufsicht erstreckt sich darauf, dass die Studentenwerke ihre Aufgaben im Ein-
klang mit dem geltenden Recht erfüllen. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann im Rahmen ihrer Aufsicht Maßnahmen und Be-
schlüsse beanstanden und ihre Aufhebung und Änderung verlangen. Die Be-
anstandung erfolgt schriftlich gegenüber der Geschäftsführerin oder dem Ge-
schäftsführer. Sie hat aufschiebende Wirkung. Die Aufsichtsbehörde kann im 
Rahmen ihrer Aufsicht auch Beschlüsse und Maßnahmen aufheben. 

(3) Erfüllt das Studentenwerk die ihm obliegenden Verpflichtungen nicht, so kann 
die Aufsichtsbehörde anordnen, dass das Studentenwerk innerhalb einer be-
stimmten Frist das Erforderliche veranlasst. Kommt das Studentenwerk der 
Anordnung nicht innerhalb einer bestimmten Frist nach, so kann die Aufsichts-
behörde die notwendigen Anordnungen an Stelle des Studentenwerks treffen, 
insbesondere auch die erforderlichen Vorschriften erlassen. Einer Fristsetzung 
durch das Ministerium für Wissenschaft und Forschung bedarf es nicht, wenn 
das Studentenwerk die Befolgung einer Beanstandung oder Anordnung oder 
die Erfüllung einer ihm obliegenden Pflicht verweigert oder sein Verwaltungs-
rat dauernd beschlussunfähig ist. 

(4) Wenn und solange die Maßnahmen der Aufsichtsbehörde nach Absatz 2 und 
3 nicht ausreichen, kann sie auch Beauftragte bestellen, die die Befugnisse 
einzelner Organe oder einzelner Mitglieder von Organen des Studentenwerkes 
im erforderlichen Umfang ausüben. 

(5) Das Ministerium für Wissenschaft und Forschung kann seine Aufsichtsbefug-
nisse auf andere Stellen übertragen. 
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§ 14 
In-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft (s. Hinweis). 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis zu § 14: 
Die Vorschrift betrifft das In-Kraft-Treten des Gesetzes in der ursprünglichen Fassung vom 27. Februar
1974 (GV. NRW. S. 71). Der Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Änderungen ergibt sich aus den im 
Vorspann bezeichneten Änderungsgesetzen. Die Bekanntmachung enthält die vom 21. Juli 2004 an
geltende Fassung des Gesetzes. 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 Datum: 

Anlage 6 (Seite 1 – 7) 
 
Studentenwerk 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
Max-Horkheimer-Straße 15 (Studentenhaus) 
 
42119 Wuppertal 

 
Der Geschäftsführer 
 
 
07.12.2004  

 
 

S A T Z U N G 
des Hochschul-Sozialwerks Wuppertal 

_________________________________________________________________ 
 

Das Hochschul-Sozialwerk Wuppertal - Studentenwerk - Anstalt des öffentlichen 
Rechts - hat sich aufgrund § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Studentenwerke im 
Lande Nordrhein-Westfalen (Studentenwerksgesetz - StWG ) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 03.09.2004 (GV.NW S.518) durch seinen Verwaltungsrat am 
26.11.2004 die folgende Satzung gegeben: 
 
 

§  1 
Name und Sitz 

 
(1) Das Hochschul-Sozialwerk Wuppertal führt den Namen: 
 

Hochschul-Sozialwerk Wuppertal 
- Studentenwerk - 

Anstalt des öffentlichen Rechts 
 

(2) Es hat seinen Sitz in Wuppertal. 
 
(3) Das Hochschul-Sozialwerk Wuppertal führt ein eigenes Schriftsiegel. 
 
 Bei der Durchführung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes wird in Er-

ledigung hoheitlicher Aufgaben bei Bedarf das Kleine Landessiegel in abge-
wandelter Form gemäß  § 5 der Verordnung über die Führung des Landes-
wappens vom 16. Mai 1956 (SGV.NW.113) verwendet. 

 
 

§  2 
Aufgaben 

 
(1) Das Hochschul-Sozialwerk Wuppertal erbringt für Studierende in seinem Zu-

ständigkeitsbereich insbesondere die folgenden Dienstleistungen: 
 1. Errichtung und Betrieb gastronomischer Einrichtungen, 
 2. Errichtung, Vermietung und Vermittlung von Wohnraum, 
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 3. Studienförderung, insbesondere als Amt für Ausbildungsförderung nach 

dem Bundesausbildungsförderungsgesetz, 
4. Förderung kultureller Interessen der Studierenden 

 
Das Hochschul-Sozialwerk Wuppertal berücksichtigt die besonderen Bedürf-
nisse behinderter Studierender sowie der Studierenden mit Kindern. Es be-
müht sich um eine sachgerechte Betreuung dieser Kinder. 

  
Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich das Hochschul-Sozialwerk Wuppertal 
unter Berücksichtigung von § 2 Abs. 2 Satz 3 sowie Abs.3 Satz 2 StWG Dritter 
bedienen, sich an Unternehmen beteiligen und Unternehmen gründen. 
 

(2) Räume und Leistungen für Dritte können gemäß Einzelvertrag bereitgestellt 
werden. Im übrigen gilt  §  2  Abs. 5  des StWG. 

 
(3) Das Hochschul-Sozialwerk Wuppertal kann aufgrund eines Beschlusses des 

Verwaltungsrates  - soweit die Finanzierung gesichert ist -  weitere Aufgaben 
gemäß §  2 Abs. 1 StWG übernehmen: 

 
 1. Errichtung und Betrieb von Tageseinrichtungen für Kinder, 
 2. Versicherung der Studierenden gegen Unfall, soweit keine gesetzliche 

Regelung getroffen ist, 
3. Maßnahmen der Gesundheitsförderung. 
 

(4) Unberührt bleibt die Wahrnehmung weiterer Aufgaben, die dem Hochschul- 
 Sozialwerk Wuppertal durch oder aufgrund eines Gesetzes übertragen wer- 
 den. 
 

 
§  3 

Gemeinnützigkeit 
 
Das Hochschul-Sozialwerk verfolgt mit seinen Einrichtungen ausschließlich und un-
mittelbar gemeinnützige Zwecke. Die gemäß den Vorschriften (§§ 51 ff.) der Abga-
benordnung vom 16. März 1976  BGBI.I S. 613 ff) - in der jeweils geltenden Fassung 
- notwendigen Bestimmungen trifft der Verwaltungsrat in einer besonderen Satzung; 
diese bedarf nicht der Zustimmung der Aufsichtsbehörde. 
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§  4 
Verwaltungsrat 

 
(1) Dem Verwaltungsrat gehören an: 
 
 1. zwei Studierende der Bergischen Universität Wuppertal, 
 2. ein/e Studierende/r der Hochschule für Musik Köln,  
   Abteilung Wuppertal, 
 3. ein anderes Mitglied der Bergischen Universität Wuppertal, 
 4. ein  Mitglied des Rektorats der Bergischen Universität Wuppertal 

gemäß  §  4  Abs.  1  Nr.  5  StWG, 
 5. ein/e Bedienstete(r)  des Hochschul-Sozialwerks Wuppertal, 
 6. eine Person mit einschlägigen Fachkenntnissen oder Berufserfahrung 

auf wirtschaftlichem, rechtlichem oder sozialem Gebiet. 
  
(2) Die Amtszeit der Mitglieder und Ersatzmitglieder des Verwaltungsrates beginnt 

jeweils am 1. April  und endet am 31. März  des übernächsten Jahres. Im Falle 
eines späteren Beginns der Amtszeit verkürzt sie sich um den entsprechenden 
Zeitraum.  

 Verliert ein Mitglied des Verwaltungsrates im Laufe der Amtsperiode den Status, 
aufgrund dessen die Wahl in den Verwaltungsrat erfolgte, endet die Mitglied-
schaft. Scheidet ein Mitglied aus, so tritt ein Ersatzmitglied ein. Im Falle der Ver-
hinderung tritt ein Ersatzmitglied nicht in den Verwaltungsrat ein. Scheidet das 
Ersatzmitglied nach Eintritt in den Verwaltungsrat aus, so hat der/die Vorsitzende 
des Verwaltungsrates dies dem zuständigen Wahlorgan unverzüglich mitzuteilen 
und es zur Neuwahl aufzufordern.  

 
 Das im Verwaltungsrat stimmberechtigte Mitglied des Rektorates der Bergischen 

Universität kann im Verhinderungsfall durch seine/n ständigen Vertreter/in, in be-
sonderen Ausnahmefällen- eine/n mit Vollmacht versehene/n leitende/n Bedien-
stete/n der Bergischen Universität Wuppertal vertreten werden. 

  
(3) Der Verwaltungsrat wählt neben dem/der Vorsitzenden eine/n Stellvertreter/in, 
 der/die den/die Vorsitzende/n im Falle seiner/ihrer Verhinderung oder seines/ 
 ihres Ausscheidens vertritt. Vorsitzende/r und Stellvertreter/in dürfen nicht der  
 Gruppe der Bediensteten des Studentenwerkes angehören.  
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§ 5 
Aufgaben und Verfahrensgrundsätze des Verwaltungsrates 

 
(1) Sonstige Angelegenheiten im Sinne des  §  6  Abs 1  Ziff. 12  StWG sind: 
 1. Grundstücksübertragungen und -belastungen, 
 2. Kreditaufnahme gemäß  §  10  Abs. 3  StWG, 
 3. Richtlinien für die Benutzung der Einrichtungen des Hochschul-

Sozialwerks Wuppertal 
 
(2) Für die Beschlüsse des Verwaltungsrates gelten die Vorschriften des  

§  7 StWG mit folgender Maßgabe:  
  

Die  Mehrheit der Stimmen von zwei Dritteln der gesetzlichen  
Mitglieder ist erforderlich bei der Beschlussfassung über 

 
1. Erlass und Änderung der Satzung, 
2. Erweiterung der Aufgaben (§ 2 Abs. 2 StWG) 

   
 Die Mehrheit der Stimmen der gesetzlichen Mitglieder ist erforderlich  
 bei der Beschlussfassung über 
 
 3. Erlass und Änderung der  Beitragsordnung, 
 4. Erlass und Änderung von Richtlinien für die Geschäftsführung, 
 5. den Vorschlag an das Ministerium für Wissenschaft und Forschung  

      für die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführerin oder des   
     Geschäftsführers  
 

Bei einer erforderlichen zweiten Beschlussfassung genügt in den Fällen der 
vorgenannten Ziff. 3 – 4 die Mehrheit der anwesenden Mitglieder, sofern in 
der erneut einzuberufenden Sitzung mehr als die Hälfte der Mitglieder des 
Verwaltungsrates anwesend ist und in der Einladung darauf hingewiesen 
wurde.  

 
(3) Der Verwaltungsrat ist mindestens zweimal im Jahr einzuberufen. Darüber 

hinaus, wenn es der/die Vorsitzende für erforderlich hält oder mindestens ein 
Drittel der Mitglieder oder der/die Geschäftsführer/in es beantragen. 

 
(4) Die Sitzungen des Verwaltungsrates sind in der Regel nicht öffentlich. Die 

Öffentlichkeit kann in bestimmten Angelegenheiten durch Beschluss des 
Verwaltungsrates hergestellt werden. Das Nähere regelt die Geschäftsord-
nung des Verwaltungsrates.  
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 Die Mitglieder des Verwaltungsrates sind verpflichtet, über sämtliche  
 Angelegenheiten, von denen sie in nichtöffentlicher Sitzung Kenntnis  
 erhalten, Stillschweigen zu wahren.  

 
(5) Der Verwaltungsrat kann von dem/der Geschäftsführer/in unter Beachtung 

der einschlägigen Gesetze des Datenschutzes Einsicht in Geschäftsvorgän-
ge - nicht jedoch in die Personalakten - verlangen. 

 
(6) Die Mitglieder des Verwaltungsrates üben ihr Amt ehrenamtlich aus. 
 
 Die studentischen Mitglieder des Verwaltungsrates erhalten Sitzungsgelder 

in Höhe von  1/20  des  BAföG-Höchstsatzes. Der/Die Vorsitzende erhält, 
soweit er der Gruppe gemäß  §  4  Abs. 1  Ziff. 1, 2  oder  Ziff. 7 dieser Sat-
zung angehört, eine Aufwandsentschädigung von monatlich  3/20  des BA-
föG-Höchstsatzes. 

 
 

§  6 
Geschäftsordnung für den Verwaltungsrat 

 
Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung muß 
mindestens regeln: 
 

1. Form und Frist der Einladungen zu den Sitzungen, 
2. Durchführung der Sitzungen, 
3. Führung und Inhalt der Sitzungsniederschrift, 
4. Verfahren bei Abstimmungen, 
5. Rechtzeitige Verständigung der Wahlgremien  
       vor Ablauf der Amtsperiode 
 

 
§  7 

Geschäftsführer/in 
 
(1) Der/Die Geschäftsführer/in leitet das Hochschul-Sozialwerk Wuppertal 

selbständig und eigenverantwortlich. Er/Sie vertritt das Hochschul-
Sozialwerk Wuppertal gerichtlich und rechtsgeschäftlich. 

 
(2) Dem/Der Geschäftsführer/in obliegt neben der Aufstellung des Wirtschafts-

planes und des Jahresabschlusses die laufende Wirtschaftsführung auf der 
Grundlage des Wirtschaftsplanes. 
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(3) Der/Die Geschäftsführer/in ist Vorgesetze/r aller Bediensteten des Hoch-

schul-Sozialwerks Wuppertal. 
 
(4) Der/Die Geschäftsführer/in hat das Hausrecht. 
 
(5) Der/Die Geschäftsführer/in stellt einen Organisationsplan und eine allgemei-

ne Geschäftsordnung für die Verwaltung und die Einrichtungen des Hoch-
schul-Sozialwerks Wuppertal auf, die dem Verwaltungsrat anzuzeigen sind. 

 
(6) Der/Die Geschäftsführer/in kann aus dem Kreis der Abteilungsleiter/innen 

nach Maßgabe des Wirtschaftsplanes eine/n ständige/n Vertreter/in bestel-
len. Die Bestellung ist dem Verwaltungsrat  anzuzeigen. 

 
(7) Der/Die Geschäftsführer/in berichtet dem Verwaltungsrat  über die Lage des 

Hochschul-Sozialwerks  Wuppertal insbesondere über die wirtschaftliche Si-
tuation und über die Ausführung von Beschlüssen des Verwaltungsrates. 

 
(8) Die beratende Tätigkeit des Geschäftsführers/der Geschäftsführerin an Sit-

zungen des Verwaltungsrates schließt das Recht zur Stellung von Anträgen 
ein. 

 
 

§  8 
Leitende Angestellte 

 
Entsprechend  §  9  Abs. 2  Satz 3  StWG ist zur Einstellung und Entlassung von An-
gestellten mit Abteilungsleiterfunktion im Sinne des Organisationsplanes die Zustim-
mung des Verwaltungsrates erforderlich. Die Bestimmungen des LPVG NW werden 
hiervon nicht berührt. 
 
 

§  9 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan, der Stellenübersicht, dem 

Finanzplan und dem Investitionsplan. Er muss ausgeglichen sein. 
 
(2) Der Wirtschaftsplan für das jeweils nächste Wirtschaftsjahr soll bis zum  30. 

November  des laufenden Jahres durch den Verwaltungsrat beschlossen 
sein. 

 
 
 



 
 
 
Hochschul 
Sozialwerk 
Wuppertal Blatt   7                                                                     der Satzung vom 07.12.2004 

 
 

§  10 
Jahresabschluss 

 
(1) Der von dem/der Geschäftsführer/in im ersten Halbjahr des jeweiligen Folge-

jahres aufzustellende Jahresabschluss wird von einem/einer Wirtschaftsprü-
fer/in geprüft, den/die der Verwaltungsrat bestimmt. 

 
(2) Der von dem/der Geschäftsführer/in zu erstellende Geschäfts- und Lagebe-

richt ist zusammen mit dem geprüften Jahresabschluss dem Verwaltungsrat 
vorzulegen. Bis zu diesem Zeitpunkt soll auch der geprüfte Jahresabschluss 
des Vorjahres festgestellt sein. 

 
(3) Für den Jahresabschluss gelten die Vorschriften des Handelsgesetzbuches 

(HGB) für große Kapitalgesellschaften entsprechend. 
 
 

§  11 
Inkrafttreten und Bekanntmachung 

 
Die Satzung des Hochschul-Sozialwerks Wuppertal tritt mit Wirkung vom 01.01.2005  
in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung des Hochschul-Sozialwerks Wup-
pertal vom 01. Juli 1994  außer Kraft.  
 
Die Satzung des Hochschul-Sozialwerks Wuppertal wird in den Amtlichen Be-
kanntmachungen der Hochschulen im Zuständigkeitsbereich des Studentenwerks 
oder in geeigneter Weise durch Aushang veröffentlicht. 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Verwaltungsrates vom 26.11.2004 sowie 
der Genehmigung des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 29.11.2004.  
 
 
 
 
Wuppertal, den 07.12.2004 
 
 
 
 Gerd Scholz    Fritz Berger-Marchand 
- Vorsitzender des Verwaltungsrates -          - Geschäftsführer - 



          

         
 
 
      14.Dezember 2010 
 
 
 
   

 
 
 
 
 

Beitragsordnung  
des Hochschul-Sozialwerks Wuppertal 

-  Studentenwerk  - 
Anstalt des öffentlichen Rechts 

___________________________________________________________________ 
 
 
 
 
Der Verwaltungsrat des Hochschul-Sozialwerks Wuppertal - Studentenwerk - Anstalt 
öffentlichen Rechts -  hat aufgrund des  §  6  Nr.  2  in Verbindung mit   
§  11  Abs. 1  Nr. 3  und  Abs. 5  des Gesetzes über die Studentenwerke im Lande 
Nordrhein-Westfalen (Studentenwerksgesetz - StWG -) vom   
27. Februar 1974  (GV. NW. S. 71), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. Januar  1994  (GV. NW. S. 992), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur 
Änderung des Studentenwerksgesetzes vom 6. Juli 2004  (GV NW S. 381, ber. S. 
399) die folgende Neufassung der Beitragsordnung beschlossen: 
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§  1 
 

1. Das Hochschul-Sozialwerk erhebt in jedem Semester von allen 
immatrikulierten Studenten der Bergischen Universität Wuppertal und der 
Hochschule für Musik Köln, Standort Wuppertal, einen Beitrag gemäß  §  13  
Abs. 1  Nr.  3  in Verbindung mit  §  13  Abs. 5  des Gesetzes über die 
Studentenwerke im Lande Nordrhein-Westfalen (StWG NW). 

 
2. Die Beitragspflicht erstreckt sich auch auf die beurlaubten Studenten. Von 

der Beitragspflicht ausgenommen sind Studenten, die wegen 
 
 a) Ableistung des Grundwehrdienstes oder zivilen Ersatzwehrdienstes; 
 b) wegen Krankheit; 
 c) Schwangerschaft; 
 d) eines Auslandsstudiums beurlaubt sind. 
 
 Bei der Befreiung wegen Krankheit ist durch Vorlage einer ärztlichen 

Bescheinigung nachzuweisen, daß ein ordnungsgemäßes Studium nicht 
möglich ist. 

 
 

§  2 
 
1. Der Sozialbeitrag für allgemeine Zwecke des Studentenwerks gem.   

§  11  Abs. 1  Nr. 3  StWG beträgt seit dem Wintersemester 2009/2010 
vierundsechzig EURO und fünfundzwanzig Cent (64,25 €), ab dem 
Wintersemester 2011/2012 beträgt er neunundsechzig EURO und 
fünfundzwanzig Cent (69,25 €) und ab dem Wintersemester 2012/2013 
beträgt er zweiundsiebzig EURO und fünfundzwanzig Cent (72,25 €). 

 
2. Aufgrund des  §  2  Abs. 1  Nr. 5  in Verbindung mit §  13  Abs. 1  Nr. 3  

StWG werden je Student und Semester zusätzlich folgende Sozialbeiträge 
erhoben: 

 
 a) 0,75  EURO für den Sozialfonds; 
  
 b) 1,00  EURO für die Darlehnskasse der Studentenwerke im Lande 

Nordrhein-Westfalen e.V. 
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§  3 
 
1. Der Beitrag wird jeweils fällig: 
 
 a) mit der Einschreibung; 
 b) mit der Rückmeldung; 
 c) mit der Beurlaubung. 
 
 Bei der Einschreibung, Rückmeldung oder Beurlaubung ist die Zahlung des 

Beitrages nachzuweisen. 
 
2. Der Beitrag wird für das Hochschul-Sozialwerk Wuppertal von der 

Bergischen Universität Wuppertal und der Hochschule für Musik Köln, 
Standort Wuppertal, eingezogen. 

 
 

§  4 
 
 Der Beitrag kann nicht erlassen, ermäßigt oder gestundet werden. Ist die 

Exmatrikulation oder der Widerruf der Einschreibung vor Beginn der 
Vorlesungszeit des Semesters erfolgt für das der Sozialbeitrag geleistet 
wurde, ist der Sozialbeitrag zurückzuerstatten; im übrigen besteht kein 
Anspruch auf anteilige Rückzahlung. 

 
 

§  5 
 

 Diese Beitragsordnung tritt an die Stelle der Beitragsordnung vom   
19. Januar  2009. Die Beitragsordnung ist an allen Hochschulen im 
Zuständigkeitsbereich öffentlich bekannt zu geben und tritt am Tage nach 
ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Verwaltungsrates des Hochschul-
Sozialwerks Wuppertal vom  14. Dezember  2010. 
 
Wuppertal, den  14. Dezember 2010 
 
 
gez.       Gerd Scholz gez. Fritz Berger 
       Vorsitzender   Geschäftsführer 
 des Verwaltungsrates 
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Studentenwerk 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
Max-Horkheimer-Straße 15 (Studentenhaus) 
42119 Wuppertal 
 
 
Der Geschäftsführer 

 

 
Geschäftsordnung 

des Verwaltungsrates 
des Hochschul-Sozialwerks Wuppertal 

-  Studentenwerk  - 
Anstalt des öffentlichen Rechts 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Der Verwaltungsrat hat am 24.05.2005 gem.  § 7  Abs. 4  des Studentenwerksgesetzes  NW  in 
Verbindung mit § 6 der Satzung, folgende Geschäftsordnung beschlossen. 
 

 
 

§  1 
Vorsitz im Verwaltungsrat 

 
(1)  Der Verwaltungsrat wählt in seiner konstituierenden Sitzung aus seiner Mitte die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden und eine stellvertretende Vorsitzende oder einen 
stellvertretenden Vorsitzenden. Bis zur erfolgten Wahl führt das an Lebensjahren 
älteste anwesende Verwaltungsratsmitglied den Vorsitz. 
 
(2)  Die oder der Vorsitzende des Verwaltungsrates leitet dessen Sitzungen. Sind sie 
oder er und die Stellvertreterin oder der Stellvertreter verhindert, so führt den Vorsitz 
das nach dem Lebensjahr älteste Mitglied des Verwaltungsrates. 
 
(3)  Die oder der Vorsitzende verständigt die zuständigen Wahlgremien mindestens 
drei Monate vor Ablauf der zweijährigen Amtszeit des Verwaltungsrates und fordert 
sie zur Neuwahl der Mitglieder des Verwaltungsrates auf. 
 

 
 

§  2 
Einberufung 

 
(1)  Der Verwaltungsrat wird von der oder dem Vorsitzenden des Verwaltungsrates 
einberufen. Sind die oder der Vorsitzende und die Stellvertreterin oder der 
Stellvertreter verhindert oder noch nicht gewählt, kann das dem Lebensjahr nach 
älteste Mitglied des Verwaltungsrates den Verwaltungsrat einberufen. 
 
(2)  Der Verwaltungsrat ist mindestens zweimal (gem. § 5 Abs. 5 Satzung) im Jahr 
einzuberufen. Darüber hinaus ist der Verwaltungsrat unverzüglich einzuberufen, 
wenn  
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a)  mindestens ein Drittel der Mitglieder des Verwaltungsrates es verlangt, 
b)  die oder der Vorsitzende es für erforderlich hält, 
c)  die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer es schriftlich beantragen. 

 
 
 

§  3 
Form und Frist der Einberufung 

 
(1)  Die Einladung zu einer Sitzung des Verwaltungsrates muß den Mitgliedern 
mindestens 10  Kalendertage vor dem jeweiligen Sitzungstermin zusammen mit dem 
Tagesordnungsvorschlag zugehen. 
Einladungsschreiben und Tagesordnung gelten als rechtzeitig zugegangen, wenn sie 
vom Vorsitzenden weitere zwei Tage zuvor abgesandt worden sind und dies auch in 
den Akten vermerkt worden ist. 
 
(2)  Bei besonderer Dringlichkeit ist die oder der Vorsitzende berechtigt, die in  
Abs. 1  genannte Frist abzukürzen. In diesem Falle muß die Einladung zusammen 
mit dem Tagesordnungsvorschlag den Mitgliedern des Verwaltungsrates mindestens 
vier  Kalendertage vor dem jeweiligen Sitzungstermin schriftlich zugehen. 
 
 

 
§  4 

Leitung der Sitzung 
 
Die oder der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Sitzung des 
Verwaltungsrates. 
 
 

 
§  5 

Nichtöffentlichkeit der Sitzung 
 
Die Sitzungen des Verwaltungsrates sind in der Regel nicht öffentlich (siehe  
§ 5 Abs. 6 der Satzung). Über den Gang der Beratungen und die gefaßten 
Beschlüsse in Angelegenheiten, die in nicht öffentlichen Sitzungen behandelt 
werden, ist Verschwiegenheit zu wahren. Mit Zustimmung der einfachen Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder können jedoch Beschlüsse - mit Ausnahme von 
Personalangelegenheiten - veröffentlicht werden. Der Verwaltungsrat kann mit 
einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder die Öffentlichkeit zulassen 
(Ausnahme in Personalangelegenheiten). Die Sitzungstermine des 
Verwaltungsrates sind hochschulöffentlich bekannt zu machen. 
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§  6 
Eröffnung der Beratung 

 
Die oder der Vorsitzende ruft jeden Gegenstand, der auf der Tagesordnung steht, auf 
und eröffnet die Beratung. 
 
 

 
 

§  7 
Tagesordnung 

 
(1)  Jedes Mitglied des Verwaltungsrates und die Geschäftsführerin oder der 
Geschäftsführer sind berechtigt, vor Eintritt in die Tagesordnung weitere Punkte zur 
Beratung vorzuschlagen. 
 
(2)  Über die Tagesordnung beschließt der Verwaltungsrat zu Beginn mit einfacher 
Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder. 
 
 

 
§  8 

Wortmeldung und Worterteilung 
 
(1)  Die oder der Vorsitzende erteilt das Wort in der Regel in der Reihenfolge der 
Wortmeldungen. Sie oder er kann jedoch eine Beratung nach Gesichtspunkten, die  
sich aus der Sache ergeben, gliedern oder das Wort zur direkten Erwiderung 
erteilen. Zur Sicherstellung eines geordneten Sitzungsablaufes kann die oder der 
Vorsitzende jederzeit das Wort ergreifen. 
 
(2)  Die oder der Vorsitzende kann zu jedem Tagesordnungspunkt jederzeit eine 
Beschränkung der Redezeit auf drei Minuten vorsehen. 
 
 

 
§  9 

Anträge zur Geschäftsordnung 
 
(1)  Wortmeldungen zur Geschäftsordnung gehen allen anderen Wortmeldungen vor. 
Sie unterbrechen jedoch weder eine Rede noch eine Abstimmung, noch einen 
Wahlvorgang. 
 
(2)  Folgende Anträge zur Geschäftsordnung sind zulässig: 
a) Feststellung der Beschlußfähigkeit 
b) Übergang zum nächsten Tagesordnungspunkt 
c) Vertagung eines Punktes der Tagesordnung 
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d) Vertagung einer Beschlußfassung 
e) Nichtbehandlung eines Tagesordnungspunktes 
f) Überweisung einer Sache 
g) Schluß der Debatte 
h Schluß der Rednerliste 
i) Wiederholung einer Abstimmung oder eines Wahlganges wegen offensichtlicher 

Formfehler oder wegen objektiver Unklarheiten über den Inhalt der Abstimmung 
j) Beschränkung einer Redezeit 
k) Befristete Unterbrechung der Sitzung 
l) Erteilung des Rederechts an Nichtmitglieder des Verwaltungsrates 
m) Geheime Abstimmung 
n) Ausschluß der Öffentlichkeit zur Behandlung bestimmter Fragen 
 
(3)  Bemerkungen zur Geschäftsordnung dürfen sich nur auf die 
geschäftsordnungsgemäße Behandlung der zur Verhandlung stehenden 
Gegenstände oder den Sitzungsplan des Verwaltungsrates beziehen und nicht 
länger als drei Minuten dauern. 
 
Über Anträge gemäß  Abs. 2  wird nach Anhörung von jeweils höchstens zwei 
Rednerinnen oder Rednern für und gegen den Antrag entschieden. 
 
(4) Geschäftsordnungsbeschlüsse bedürfen zu ihrer Aufhebung oder Änderung in 
derselben Sitzung der einfachen Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten 
Mitglieder des Verwaltungsrates. 
 
 

 
§  10 

Beschlußfähigkeit 
 
Der Verwaltungsrat ist beschlußfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend 
ist und die Sitzung ordnungsgemäß einberufen wurde. 
 
 

 
§  11 

Wahlen 
 
(1)  Wahlen können nur stattfinden, wenn sie in eine mit der Einladung schriftlich 
vorgelegte Tagesordnung aufgenommen worden sind. 
 
(2)  Die Bewerberinnen und Bewerber werden von den Mitgliedern des 
Verwaltungsrates schriftlich oder mündlich vorgeschlagen. Liegen mehrere 
Wahlvorschläge für eine Position vor, ist geheime Wahl erforderlich. Sofern keine 
qualifizierte Mehrheit vorgeschrieben ist, ist diejenige und derjenige gewählt, die oder 
der die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen auf sich vereint. 
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§  12 
Beschlüsse 

 
(1)  Soweit in Gesetz oder Satzung nicht anderes bestimmt ist, werden Beschlüsse 
mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder gefaßt. 
 
(2)  Erfordert ein Gegenstand eine Abstimmung, so findet sie grundsätzlich im 
Anschluß an die Beratung dieses Punktes statt. Werden mehrere Anträge gestellt, so 
ist der inhaltlich weitestgehende Antrag zuerst zur Abstimmung zu stellen. Im Zweifel 
entscheidet die oder der Vorsitzende. 
 
(3)  Die oder der Vorsitzende gibt vor der Abstimmung den Wortlaut des Antrages 
bekannt. 
 
(4)  Soweit keine anderen Vorschriften entgegenstehen, wird durch Handzeichen 
abgestimmt. 
 
 

 
§  13 

Protokoll 
 
(1 )  Das über die Verhandlungen gefertigte Ergebnisprotokoll ist von der oder dem 
Vorsitzenden und der Schriftführerin oder dem Schriftführer die oder der vom 
Studentenwerk gestellt wird, sowie von der Geschäftsführerin oder dem 
Geschäftsführer zu unterzeichnen. Das Protokoll bedarf der Genehmigung des 
Verwaltungsrates. 
 
(2)  Das Protokoll muß eine Aufzählung der Anwesenden, der behandelten 
Gegenstände der Tagesordnung, den Wortlaut von Anträgen und Beschlüssen, das 
Ergebnis von Wahlen und etwaige Erklärungen zum Protokoll und Sondervoten 
enthalten. Stimmenverhältnisse sind bei Wahlen oder auf Antrag eines 
Verwaltungsratsmitgliedes anzugeben. 
 
(3)  Jedem Verwaltungsratsmitglied ist ohne Verzögerung eine Abschrift des 
Protokolls zuzustellen.  
 
 

 
§  14 
Gäste 

 
 
Die oder der Vorsitzende hat auf Verlangen des Verwaltungsrates die Pflicht und auf 
Ersuchen der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers das Recht, Gäste zu 
einzelnen Sitzungen oder Tagesordnungspunkten einzuladen. 
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§  15 
Änderung der Geschäftsordnung  

 
 
Änderung oder Neufassung der Geschäftsordnung sind nur auf schriftlichen, in der 
Tagesordnung angekündigten Antrag, mit der Mehrheit der Mitglieder des 
Verwaltungsrates möglich. 
 
 

 
 

§  16 
Inkrafttreten 

 
 
Die Geschäftsordnung tritt am 24.05.2005 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 

Gerd Scholz   Fritz Berger 
- Vorsitzender des Verwaltungsrates - - Geschäftsführer - 
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